
Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) 
 

§ 1     Geltung der AGB 
 
Die Lieferungen, Leistungen und Angebote des Verkäufers erfolgen ausschließlich aufgrund 
dieser Geschäftsbedingungen. Diese gelten somit auch für alle künftigen 
Geschäftsbeziehungen, auch wenn sie nicht nochmals ausdrücklich vereinbart werden. 
Spätestens mit der Entgegennahme der Ware oder Leistung gelten diese Bedingungen als 
angenommen. Gegenbestätigungen oder Bestellungen des Käufers unter Hinweis auf seine 
Geschäfts- bzw. Einkaufsbedingungen wird hiermit widersprochen. 
Abweichungen von diesen Geschäftsbedingungen sind nur wirksam, wenn der Verkäufer sie für 
jedes einzelne Geschäft gesondert schriftlich bestätigt. Frühere Allgemeine 
Geschäftsbedingungen treten hiermit außer Kraft. 

 
§ 2     Angebot und Vertragsschluß 
 
Der Versand von Preis- und Lieferlisten stellt kein Vertragsangebot des Verkäufers dar. Zur 
rechtsverbindlichen Abgabe eines Angebotes seitens des Verkäufers bedarf es einer 
schriftlichen Erklärung. 
Die Bestellung des Käufers kann vom Verkäufer innerhalb der Frist des § 147, Abs.2 BGB an-
genommen werden, selbst wenn der Antrag unter Anwesenden oder mittels Fernsprecher, 
Telefax, BTX oder entsprechenden Übermittlungsgeräten erfolgt. 
Annahmeerklärungen des Verkäufers stehen unter dem Vorbehalt der Selbstbelieferung. 
Die Verkaufsangestellten des Verkäufers sind nicht befugt, mündliche Nebenabreden oder 
mündliche Zusicherungen zu geben, die über den Inhalt des erfolgten Vertragsabschlusses hin-
ausgehen. 

 
§ 3     Preise 
 
Maßgebend für die Berechnungen der Lieferungen und Leistungen ist die jeweils letzte Preisliste 
der BEYMA Vertriebs-GmbH, die dem Käufer zugesandt wurde. Der Verkäufer bedingt sich aus, 
eine eventuell nach Vertragsschluß eingetretene Preiserhöhung an den Käufer weiterzureichen. 
Die Preise verstehen sich netto zuzgl. der gesetzlichen Umsatzsteuer (derzeit 19%), Fracht- und 
Verpackungskosten ab Lager des Versenders. 
 
§ 4     Liefer- und Leistungszeit 
 
Liefertermine oder -fristen, die verbindlich oder unverbindlich vereinbart werden können, 
bedürfen der Schriftform. Liefer- und Leistungsverzögerungen aufgrund höherer Gewalt und 
aufgrund von Ereignissen, die dem Verkäufer die Lieferung wesentlich erschweren oder 
unmöglich machen - hierzu gehören insbesondere Streik, Aussperrung, Anordnungen nationaler, 
internationaler oder supranationaler Behörden usw., auch wenn sie bei Lieferanten des 
Verkäufers oder deren Unterlieferanten eintreten -, hat der Verkäufer auch bei verbindlich 
vereinbarten Fristen und Terminen nicht zu vertreten. Sie berechtigen den Verkäufer, die 
Lieferung bzw. Leistungen um die Dauer der Behinderung zuzüglich einer angemessenen 
Anlaufzeit hinauszuschieben oder wegen des noch nicht erfüllten Teils ganz oder teilweise vom 
Vertrag zurückzutreten. 
 
Wenn die Behinderung länger als drei Monate dauert, ist der Käufer nach angemessener Nach-
fristsetzung berechtigt, hinsichtlich des noch nicht erfüllten Teils vom Vertrag zurückzutreten. 
Verlängert sich die Lieferzeit oder wird der Verkäufer von seiner Verpflichtung frei, so kann der 
Käufer hieraus keine Schadensersatzansprüche herleiten. Auf die genannten Umstände kann 
sich der Verkäufer nur berufen, wenn er den Käufer unverzüglich benachrichtigt. 
Sofern der Verkäufer die Nichteinhaltung verbindlich zugesagter Fristen und Termine zu 
vertreten hat oder sich in Verzug befindet, hat der Käufer Anspruch auf eine 
Verzugsentschädigung in Höhe von ½% für jede vollendete Woche des Verzuges, insgesamt 
jedoch höchstens bis zu 5% des Rechnungswertes der vom Verzug betroffenen Lieferungen und 
Leistungen. Darüber hinausgehende Ansprüche sind ausgeschlossen, es sei denn, der Verzug 
beruht zumindest auf grober Fahrlässigkeit des Verkäufers. 
Der Verkäufer ist zu Teillieferungen und Teilleistungen jederzeit berechtigt. 
 
§ 5     Gefahrübergang 
 
Die Gefahr geht auf den Käufer über, sobald die Sendung an die den Transport ausführende 
Person übergeben worden ist oder zwecks Versendung das Lager des Verkäufers verlassen hat. 
Dies gilt auch bei Vereinbarung frachtfreier Lieferung. Falls der Versand ohne Verschulden des 
Verkäufers unmöglich wird, geht die Gefahr mit der Meldung der Versandbereitschaft auf den 
Käufer über.  
Der Versand erfolgt nach bestem Ermessen des Verkäufers, aber ohne Verbindlichkeit für 
billigste Verfrachtung und Verpackung. Besondere Versandarten bedürfen der schriftlichen 
Vereinbarung und führen zur gesonderten Kostenaufgabe. 

 
§ 6     Gewährleistung 
 
Der Verkäufer gewährleistet, daß die Produkte frei von Fabrikations- und Materialmängeln sind. 
Die Gewährleistungsfrist beträgt zwei Jahre. Sie beginnt mit dem Lieferdatum. Jede 
Gewährleistung entfällt, wenn Änderungen an den Produkten vorgenommen, oder Teile 
derselben ausgewechselt werden. 
Der Käufer ist verpflichtet dem Verkäufer unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb einer Woche 
nach Eingang des Liefergegenstandes unter Angabe der Rechnungsnummer und 
Artikelbezeichnung schriftlich mitzuteilen. Mängel, die auch bei sorgfältiger Prüfung innerhalb 
dieser Frist nicht entdeckt werden können, sind dem Verkäufer unverzüglich nach Entdeckung 
schriftlich mitzuteilen. 
Im Falle der Mitteilung des Käufers, daß die Produkte nicht der Gewährleistung entsprechen, 
verlangt der Verkäufer nach seiner Wahl entweder Rückgabe der beanstandeten Teile zur Re-
paratur bzw. Ersatzlieferung. Hierbei ist die reklamierte Ware kostenfrei an den Verkäufer in der 
dazugehörigen Originalverpackung ordnungsgemäß verpackt zurückzusenden. Ein Recht zur 
Wandlung oder Minderung des Kaufvertrages besteht bei vom Verkäufer gewählter 
Nachbesserung nur dann, wenn diese nach angemessener Frist fehlgeschlagen ist. 
Die Gewährleistungsansprüche des Käufers sind nicht abtretbar. Die Geltungsmachung 
sonstiger Gewährleistungsansprüche jeglicher Art scheidet aus. Dies gilt nicht für 
Schadensersatzansprüche aus Eigenschaftszusicherungen, die den Käufer gegen das Risiko 
von Mängelfolgeschäden absichern sollen und Mängel, die auf Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit des Verkäufers beruhen.  
 
§ 7      Entsorgung 
 
Der Käufer stellt den Verkäufer von den Verpflichtungen nach § 10 Abs. 2 ElektroG 
(Rücknahmepflicht der Hersteller) und damit in Zusammenhang stehenden Anspüchen Dritter 
frei.  Weiterhin hat der Käufer gewerbliche Dritte, an die er die gelieferte Ware weitergibt, 
vertraglich dazu zu verpflichten, diese nach Nutzungsbeendigung auf deren Kosten nach den 
gesetzlichen Vorschriften ordnungsgemäß zu entsorgen und für den Fall der erneuten 
Weitergabe eine entsprechende Weiterverpflichtung aufzuerlegen. 

 

 § 8     Eigentumsvorbehalt 
 
Bis zur Erfüllung aller Forderungen, die dem Verkäufer aus jedem Rechtsgrund gegen 
den Käufer jetzt oder zukünftig zustehen, bleibt die gelieferte Ware Eigentum des 
Verkäufers. Erlischt das Eigentum des Verkäufers durch Verbindung, so wird bereits 
jetzt vereinbart, daß das (Mit-)Eigentum des Käufers an der einheitlichen Sache 
wertanteilsmäßig (Rechnungswert) auf den Verkäufer übergeht. Der Käufer verwahrt 
das (Mit-)Eigentum des Verkäufers unentgeltlich. Ware, an der dem Verkäufer (Mit-
)Eigentum zusteht, wird im folgenden als Vorbehaltsware bezeichnet. 
 
Der Käufer ist berechtigt, die Vorbehaltsware im ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr 
zu verarbeiten und zu veräußern, solange er nicht im Verzug ist. Verpfändungen oder 
Sicherungsübereignungen sind unzulässig. Die aus dem Weiterverkauf oder einem 
sonstigen Rechtsgrund (Versicherung, unerlaubte Handlung) bezüglich der 
Vorbehaltsware entstehenden Forderungen (einschließlich sämtlicher Saldoforderungen 
aus Kontokorrent und aus entsprechenden Wechseln) tritt der Käufer bereits jetzt 
sicherungshalber in vollem Umfang an den Verkäufer ab. Für den Fall, daß die 
Vorbehaltsware vom Käufer zusammen mit anderen nicht dem Verkäufer gehörenden 
Waren zu einem Gesamtpreis verkauft wird, erfolgt die Abtretung nur in Höhe des 
Betrages, den der Verkäufer dem Käufer für die mitveräußerte Vorbehaltsware 
berechnet hat. Der Verkäufer ermächtigt den Käufer unwiderruflich, die an den 
Verkäufer abgetretenen Forderungen für dessen Rechnung im eigenen Namen 
einzuziehen. Diese Einziehungsermächtigung kann nur widerrufen werden, wenn der 
Käufer seinen Zahlungsverpflichtungen nicht ordnungsgemäß nachkommt. 
 
Bei Zugriffen Dritter auf die Vorbehaltsware wird der Käufer auf das Eigentum des 
Verkäufers hinweisen und diesen unverzüglich schriftlich benachrichtigen. 
Bei vertragswidrigem Verhalten des Käufers - insbesondere Zahlungsverzug - ist der 
Verkäufer berechtigt, die Vorbehaltsware zurückzunehmen oder gegebenenfalls 
Abtretung der Herausgabeansprüche des Käufers an Dritte zu verlangen. In der 
Zurücknahme sowie in der Pfändung der Vorbehaltsware durch den Verkäufer liegt - 
soweit nicht das Abzahlungsgesetz Anwendung findet - kein Rücktritt vom Vertrage. Der 
Käufer willigt ausdrücklich ein, daß der Verkäufer bei Verzug des Käufers jederzeit 
berechtigt ist, die Vorbehaltsware aus der Verfügungsgewalt des Käufers zu entfernen; 
der Käufer verzichtet auf den Einwand der verbotenen Eigenmacht. Der Verkäufer ist 
nach Abholung der Ware berechtigt, diese freihändig ohne vorherige Fristsetzung zu 
veräußern oder versteigern zu lassen; Gutschrift der Vorbehaltsware erfolgt zu dem 
erzielten Erlös abzüglich etwaiger Kosten. 
 
§ 9     Zahlung 
 
Soweit nicht anders vereinbart, ist der Rechnungsbetrag innerhalb von 30 Tagen ab 
Rechnungsdatum zur Zahlung fällig. Der Verkäufer ist berechtigt, trotz anderslautender 
Bestimmungen des Käufers Zahlungen zunächst auf dessen ältere Schulden 
anzurechnen, und wird den Käufer über die Art der erfolgten Verrechnung informieren. 
Sind bereits Kosten und Zinsen entstanden, so ist der Verkäufer berechtigt, die Zahlung 
zunächst auf die Kosten, dann auf die Zinsen und zuletzt auf die Hauptleistung 
anzurechnen. 
Im Einzelfall vereinbarte Skontoabzüge sind dann ausgeschlossen, wenn zum Zeitpunkt 
der Zahlung fällige Forderungen aus früheren Lieferungen gegen den Käufer bestehen.  
Eine Zahlung gilt erst dann als erfolgt, wenn der Verkäufer über den Betrag verfügen 
kann. Im Falle des Schecks gilt die Zahlung erst als erfolgt, wenn der Scheck eingelöst 
wird. 
Bei Überschreitung der Zahlungsziele ist der Verkäufer, ohne daß es einer gesonderten 
Mahnung mit Fristsetzung bedarf, berechtigt, Zinsen ab Fälligkeit in Höhe des von den 
Geschäftsbanken berechneten Zinssatzes für offene Kontokorrentkredite zuzüglich der 
gesetzlichen Umsatzsteuer zu berechnen. Sie sind dann niedriger anzusetzen, wenn 
der Käufer eine geringere Belastung nachweist (Fälligkeitszinsen gem. § 353 HGB). 
 
Für fällige Forderungen wird der Verkäufer - abgesehen von den Fälligkeitszinsen - die 
Verzugsgebühren für die zweite und jede folgende Mahnung (jeweils zuzüglich 
Mehrwertsteuer) in Höhe von 2% des Forderungsbetrages in Rechnung stellen. 
Wenn dem Verkäufer Umstände bekannt werden, die die Kreditwürdigkeit des Käufers 
in Frage stellen, insbesondere wenn ein Scheck oder eine Lastschrift nicht eingelöst 
wird oder der Käufer seine Zahlungen einstellt, oder wenn dem Verkäufer andere 
Umstände bekannt werden, die die Kreditwürdigkeit des Käufers in Frage stellen, so ist 
der Verkäufer berechtigt, die gesamte Restschuld fällig zu stellen, auch wenn er 
Schecks angenommen hat. Der Verkäufer ist in diesem Falle außerdem berechtigt, 
Vorauszahlungen oder Sicherheitsleistungen zu verlangen. 
Der Käufer ist zur Aufrechnung, Zurückbehaltung oder Minderung, auch wenn er 
Mängelrügen oder Gegenansprüche geltend gemacht hat, nur berechtigt, wenn die 
Gegenansprüche rechtskräftig festgestellt worden oder unstreitig sind. 

 
§ 10     Geheimhaltung 
 
Falls nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist, gelten die dem Verkäufer im 
Zusammenhang mit Bestellung unterbreiteten Informationen nicht als vertraulich. 

 
§ 11     Haftungsbeschränkung 
 
Schadensersatzansprüche aus Unmöglichkeit der Leistung, aus positiver 
Forderungsverletzung, aus Verschulden bei Vertragsabschluß und aus unerlaubter 
Handlung sind sowohl gegen den Verkäufer als auch gegen dessen Erfüllungs- bzw. 
Verrichtungsgehilfen ausgeschlossen, soweit nicht vorsätzliches oder grob fahrlässiges 
Handeln vorliegt. 
 
§ 12     Anwendbares Recht, Gerichtsstand, Teilnichtigkeit 
 
Für diese Geschäftsbedingungen und die gesamten Rechtsbeziehungen zwischen 
Verkäufer und Käufer gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
Soweit der Käufer Vollkaufmann im Sinne des Handelsgesetzbuches, juristische Person 
des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist, ist Freiburg i. 
Brsg. ausschließlicher Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis 
unmittelbar oder mittelbar ergebenden Streitigkeiten. Sollte eine Bestimmung in diesen 
Geschäftsbedingungen oder eine Bestimmung im Rahmen sonstiger Vereinbarungen 
unwirksam sein oder werden, so wird hiervon die Wirksamkeit aller sonstigen 
Bestimmungen oder Vereinbarungen nicht berührt. Die Parteien sind dann verpflichtet, 
eine wirksame Bestimmung oder Vereinbarung zu treffen, die der unwirksamen 
Bestimmung oder Vereinbarung wirtschaftlich am nächsten kommt. 
 
                                                                                                          Stand:  Oktober 2009 

 


